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Entwurf einer Verordnung der Bundesministerin 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Kon- 
sumentenschutz über Mindestanforderungen an 

Fachhochschul-Bachelorstudiengänge für die Aus- 
bildung in der Gesundheits- und Krankenpflege (FH- 
Gesundheits- und Krankenpflege-Ausbildungsver- 

ordnung 2026 - FH-GuK-AV 2026); 

Begutachtung; 
Stellungnahme 

zu GZ: 2025-0.859.846  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 5. Feber 2026 übermittelten Entwurf einer Verordnung über Mindestan-

forderungen an Fachhochschul-Bachelorstudiengänge für die Ausbildung in der Gesundheits- und 

Krankenpflege (FH-Gesundheits- und Krankenpflege-Ausbildungsverordnung 2026 - FH-GuK-AV 

2026, wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Einleitend wird angemerkt, dass die Modernisierung der bestehenden FH-GuK-AV sowie die Anpas-

sung der Ausbildung in der Gesundheits- und Krankenpflege an aktuelle Anforderungen ausdrück-

lich begrüßt werden. 

 

Zu § 3 Abs. 4 FH-GuK-AV 2026: 

 

Zu § 3 Abs. 4 wird kritisch angemerkt, dass der Grundsatz einer qualifizierten Begleitung durch eine 

kompetente Praxisanleitung für die Durchführung der praktischen Ausbildung hier nicht ausdrück-

lich verankert ist. Für einen qualitätsgesicherten Erwerb praktischer Kompetenzen ist jedoch die 

Anleitung durch eine entsprechend ausgebildete Praxisanleitung unverzichtbar. Es wird daher ange-

regt, die kompetente Praxisanleitung auch in § 3 Abs. 4 - ergänzend zu § 6 Abs. 2 (Mindestanforde-

rungen an die Praxisanleitung) - ausdrücklich vorzusehen. 

 

Zu § 3 Abs. 4 Z 7 FH-GuK-AV 2026: 

 

§ 3 Abs. 4 Z 7 sieht vor, dass die Eignung einer Praktikumsstelle für die praktische Ausbildung gege-

ben ist, wenn die für das jeweilige Praktikum vorgesehene Kompetenzvermittlung einschließlich 
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medizinischer Diagnostik und Therapie aufgrund einer qualitativen und quantitativen Personal- und 

Sachausstattung sichergestellt ist. 

 

Bei dieser Formulierung bleibt unklar, ob die medizinische Diagnostik und Therapie zwingend Be-

standteil jedes einzelnen Praktikums sein muss. 

 

In der Anlage 4 sind ausdrücklich Pflichtpraktika in der Langzeitpflege vorgesehen. In diesem Be-

reich findet medizinische Diagnostik und Therapie - wenn überhaupt - nur in sehr begrenztem Um-

fang statt. Eine Auslegung, wonach jedes Praktikum zwingend medizinische Diagnostik und Thera-

pie umfassen muss, würde daher im Widerspruch zu den vorgesehenen Pflichtpraktika stehen. 

 

Es wird daher angeregt, die Bestimmung sprachlich zu präzisieren oder zumindest in den Erläute-

rungen klarzustellen, dass nicht jede einzelne Praktikumsstelle die Kompetenzvermittlung im Hin-

blick auf die medizinische Diagnostik und Therapie sicherstellen muss, sondern diese im Rahmen der 

praktischen Ausbildung insgesamt gewährleistet sein muss. 

 

Vorgeschlagene alternative Formulierung zu § 3 Abs. 4 Z 7: 

 

„Die Eignung einer Praktikumsstelle für die praktische Ausbildung ist gegeben, wenn die für das je-

weilige Praktikum vorgesehene Kompetenzvermittlung, soweit dies dem Versorgungsauftrag der 

Praktikumsstelle entspricht, einschließlich medizinischer Diagnostik und Therapie und einer qualita-

tiven und quantitativen Personal- und Sachausstattung sichergestellt ist.“ 

 

Zu § 5 Abs. 1 FH-GuK-AV 2026: 

 

§ 5 regelt, wer für die Vermittlung von Lehrinhalten herangezogen werden darf. Unter anderem sind 

es Personen, die „pädagogisch-didaktisch sowie fachlich für die Vermittlung der Lehrinhalte geeig-

net sind“. Nicht geregelt ist, ob diese pädagogisch-didaktische Eignung vor Aufnahme der Lehrtä-

tigkeit festgestellt werden muss oder wer diese Eignung prüft. Es ist daher davon auszugehen, dass 

diese Eignung nicht festgestellt oder überprüft wird. 

 

Im Gegensatz dazu sieht § 4 vor, dass die Eignung der Studierenden für diesen Beruf zu überprüfen 

ist. Das Vorliegen der Studiums-Eignungsvoraussetzungen ist in einem standardisierten Aufnahme-

verfahren festzustellen. 

 

Es wird daher angeregt, auch die pädagogisch-didaktische Eignung der Lehrenden sowie der praxis-

anleitenden Personen (§ 6) in geeigneter Weise zu überprüfen. 

 

Vorgeschlagene Formulierung zu § 5: 

 

„Abs. 1: Als Lehrende der berufs- und pflegespezifischen Lehrinhalte der theoretischen Ausbildung 

sind Personen heranzuziehen, die  

1. eine Ausbildung im gehobenen Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege abgeschlossen 

haben, 

2. über die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten verfügen und 

3. pädagogisch-didaktisch sowie fachlich für die Vermittlung der Lehrinhalte geeignet sind. 
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Das Vorliegen dieser Eignungen ist zu prüfen. 

 

Abs. 2: Als Lehrende der medizinischen Lehrinhalte der theoretischen Ausbildung sind Ärztinnen 

und Ärzte sowie Angehörige von Gesundheitsberufen heranzuziehen, die über die erforderlichen 

Kenntnisse und Fertigkeiten verfügen und für die Vermittlung der Lehrinhalte pädagogisch-

didaktisch geeignet sind. Das Vorliegen dieser Eignungen ist zu prüfen. 

 

Abs. 3: Darüber hinaus können als Lehrende für die theoretische Ausbildung Personen herangezo-

gen werden, die auf Grund ihrer einschlägigen Qualifikation, Berufserfahrung und pädagogisch-

didaktischen Eignung besonders für die Vermittlung spezieller Lehrinhalte der theoretischen Ausbil-

dung geeignet sind. Das Vorliegen dieser Eignungen ist zu prüfen.“ 

 

Zu § 5 Abs. 4 FH-GuK-AV 2026: 

 

Gemäß § 5 Abs. 4 ist für die Leitung eines Fachhochschul-Bachelorstudiengangs eine Angehörige 

bzw. ein Angehöriger des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege heranzuziehen, 

die oder der über eine „entsprechende Qualifikation“ verfügt. 

 

Für die Leitung des Fachhochschul-Bachelorstudiengangs in der Ausbildung zur Gesundheits- und 

Krankenpflege ist aus fachlicher Sicht eine anerkannte Ausbildung gemäß Gesundheits- und Kran-

kenpflege Lehr- und Führungsaufgaben Verordnung (GuK-LFV) in der Pflegepädagogik erforder-

lich. Die Formulierung „entsprechende Qualifikation“ in Abs. 4 erscheint insoweit zu unbestimmt. Die 

Lehrgangsleitung ist verantwortlich für die pädagogisch-didaktische und fachliche Eignung der 

Lehrpersonen. Um diese wichtige Kontrollfunktion wahrnehmen zu können, ist eine einschlägige 

pädagogische Ausbildung essenziell. 

 

Aus fachlicher Sicht ist neben der Leitung zudem eine weitere Angehörige bzw. ein weiterer Ange-

höriger des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege mit entsprechender Qualifika-

tion vorzusehen, um im Falle der Abwesenheit der Leitung die Qualität sowie die organisatorischen 

Abläufe durch eine klar definierte stellvertretende Leitung sicherzustellen. Eine entsprechende Re-

gelung fehlt im Entwurf. 

 

Des Weiteren ist aus fachlicher Sicht anzumerken, dass juristische Inhalte zweckmäßigerweise von 

Jurist*innen vermittelt werden sollten. Es wird angeregt, dies in der FH-GuK-AV 2026 entsprechend 

zu berücksichtigen. 

 

Zu § 6 FH-GuK-AV 2026: 

 

Die vorgesehene Mindestanforderung an die Praxisanleitung umfasst laut Entwurfstext eine zumin-

dest einjährige Berufserfahrung sowie die Eignung zur Anleitung und Fachsupervision, vorzugsweise 

aufgrund einer einschlägigen Weiterbildung. 

 

In diesem Zusammenhang ist zu hinterfragen, ob eine einjährige facheinschlägige Berufserfahrung 

für die Übernahme der Praxisanleitung ausreichend ist. Personen mit einer einjährigen Berufserfah-

rung entsprechen laut pädagogisch-fachlicher Einschätzung einer/einem „Neuling/Anfängerin“. Zur 

Sicherstellung einer hohen Pflege- und Anleitungsqualität sollte daher erwogen werden, eine zu-

mindest zweijährige facheinschlägige Berufserfahrung vorzusehen. 
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Zugleich sollte eine Erweiterung des Tatbestandes um einschlägige Fort- oder Ausbildungen erwo-

gen werden. Nach einer einjährigen Berufserfahrung ist eine formale Weiterbildung häufig noch 

nicht absolviert worden. Gleichzeitig existieren qualitativ hochwertige Fortbildungsangebote (z.B. 

zur Stärkung der Anleitungskompetenz oder im Bereich Praxismentoring), die eine hohe Qualität der 

Praxisanleitung gewährleisten können. 

 

Zudem entspricht die vorliegende Formulierung nicht der erklärten Zielsetzung, die Vorgaben für 

den Fachhochschulbereich zu harmonisieren. Im Entwurf der FH-MTD-AV (§ 6) wird als Mindestan-

forderung für die Praxisanleitung „… vorzugsweise aufgrund einer einschlägigen Aus- oder Fortbil-

dung …“ genannt. Eine sachliche Begründung dafür, weshalb im Bereich der Gesundheits- und 

Krankenpflege höhere formale Anforderungen gelten sollen, ist nicht ersichtlich. 

 

Darüber hinaus bleibt die Berufsgruppe der Pflegefachassistenz in der Regelung zur Praxisanleitung 

unberücksichtigt. Dies ist vor dem Hintergrund eines modernen Skill-&-Grade-Mix nicht zeitgemäß. 

Insbesondere in stabilen Pflegesettings übernehmen Pflegefachassistent*innen einen wesentlichen 

Anteil an pflegerischen Basismaßnahmen (z.B. Körperpflege) und verfügen über entsprechende 

fachliche Expertise, um Studierende in diesen Bereichen qualitätsgesichert anzuleiten. Abgesehen 

davon wird der Delegationsprozess erlebbar gemacht und die Zusammenarbeit der Berufsgruppen 

kann gestärkt werden. 

 

Im Zuge der Evaluierung des Österreichischen Strukturplans Gesundheit (ÖSG) wird der Skill-&-

Grade-Mix weiter an Bedeutung gewinnen. Daher sollte die Rolle der Pflegefachassistenz ausdrück-

lich im Verordnungstext verankert werden, um der realen Teamstruktur und den tatsächlichen Kom-

petenzverteilungen Rechnung zu tragen. 

 

Vorgeschlagene alternative Formulierung zu § 6: 

 

„Die Praxisanleitung für die Ausbildung an den Praktikumsstellen gemäß Anlage 4 hat bei pflegespe-

zifischen Praktika durch Angehörige des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege, 

bei anderen Praktikumsbereichen durch fachkompetente Personen zu erfolgen. Die für die Praxisan-

leitung vorgesehenen Personen müssen 

 

1. über eine mindestens zweijährige facheinschlägige Berufserfahrung in einem für das jeweilige 

Praktikum relevanten Fachbereich sowie über die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten verfü-

gen, und  

 

2. zur Anleitung und Fachsupervision, vorzugsweise aufgrund einer einschlägigen Aus- oder Fortbil-

dung, pädagogisch-didaktisch geeignet sein. Das Vorliegen dieser Eignung ist zu prüfen. 

 

3. Sofern im Zuge der Praxisanleitung Tätigkeiten, die einem Gesundheitsberuf vorbehalten sind, 

weiter übertragen werden und gegebenenfalls die Aufsicht über deren Durchführung wahrzuneh-

men ist, so kann dies nur durch Personen erfolgen, die berufsrechtlich hinsichtlich der betreffenden 

gesundheitsberuflichen Tätigkeiten zur Delegation und Aufsicht berechtigt sind.“ 
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Zu § 8 FH-GuK-AV 2026: 

 

Hinzuweisen ist, dass gemäß § 8 Abs. 1 die gegenständliche Verordnung bereits mit 1. März 2026 in 

Kraft tritt, die FH-GuK-AV gemäß § 8 Abs. 2 erster Satz jedoch erst mit 28. Feber 2027 außer Kraft 

treten soll. § 8 Abs. 2 zweiter Satz könnte zudem so interpretiert werden, dass bis zum 28. Feber 

2027 eine Ausbildung entweder nach der FH-GuK-AV oder nach der FH-GuK-AV 2026 begonnen 

werden kann. 

 

Zu Anlage 4 FH-GuK-AV 2026: 

 

Der Entwurf sieht vor, dass künftig jede*r Studierende ein Praktikum im Kinder- und Jugendlichen-

bereich einschließlich perinataler Betreuung und im psychiatrischen Bereich absolvieren muss. 

 

Diese Vorgabe steht im Widerspruch zur formulierten Zielsetzung eines „erweiterten Gestaltungs-

spielraums der Ausbildungseinrichtungen für die praktische Ausbildung“ und führt faktisch zu einer 

erheblichen Einschränkung sowie Mehrbelastung der betroffenen Einrichtungen. 

 

Dies soll anhand des folgenden Beispiels erläutert werden: Im Bereich des Wiener Gesundheitsver-

bundes (WIGEV) stehen derzeit 53 Einsatzbereiche für psychiatrische Praktika zur Verfügung, zu-

sätzlich gibt es in Wien den Psychosozialen Dienst Wien als Anbieter von Praktikumsplätzen. Wenn 

die verpflichtende Absolvierung eines psychiatrischen Praktikums, so wie im Entwurf vorgesehen, 

künftig vorgeschrieben wird, müssten sämtliche Studierende des WIGEV, des Fonds Soziales Wien 

und weiterer Träger in Wien, sowie alle Teilnehmenden der Sonderausbildung Psychiatrische Ge-

sundheits- und Krankenpflege und zumindest ein Teil der Pflegefachassistent*innen ein Praktikum in 

diesen Bereichen absolvieren. Das sind jährlich mehr als 1.000 Auszubildende bzw. Studierende. Eine 

organisatorisch und qualitativ vertretbare Umsetzung ist unter diesen Rahmenbedingungen, selbst 

bei optimaler Planung, nicht realistisch. 

 

Die in den Erläuterungen angeführten Argumente legen nahe, dass die geforderten Praktika gege-

benenfalls in Form von Kurzpraktika oder Hospitationen organisiert werden könnten. Dies ist im 

psychiatrischen Setting aus fachlichen und organisatorischen Gründen nicht vertretbar und völlig 

ausgeschlossen. Die betreuten Patient*innengruppen sind besonders vulnerabel; ein häufig wech-

selnder Einsatz zahlreicher Praktikant*innen würde die Behandlungs- und Betreuungsqualität erheb-

lich beeinträchtigen. Zudem stellen Kurzpraktika eine beträchtliche Zusatzbelastung für die Einrich-

tungen dar, ohne einen nachhaltigen Kompetenzzuwachs sicherzustellen. 

 

Praktikumsplätze sind bereits aufgrund des Ausbaus der Ausbildungsplätze ein knappes Gut. Eine 

moderne Ausbildungsverordnung sollte diese Realität berücksichtigen und nicht durch zusätzliche 

Vorgaben weiter verschärfen. Der Erwerb beruflicher Kompetenzen ist zudem nicht zwingend an 

eine Vielzahl kleinteiliger Praktika in unterschiedlichen Fachbereichen gebunden. Entscheidend sind 

qualitativ hochwertige, strukturierte und ausreichend lange Praxiseinsätze. Ein Kennenlernen aller 

setting- und zielgruppenspezifischen Praktika im Rahmen der Ausbildung ist unrealistisch. 

 

Der Kompetenzerwerb in der Pflege ist kein punktuelles Ereignis sondern ein entwicklungsorientier-

ter Prozess. Er ist an fachliche Prinzipien gebunden und setzt ein fundiertes Basiswissen voraus 

ebenso wie die schrittweise Entwicklung praktischer Fähigkeiten. Sicherheit im beruflichen Handeln 

entsteht durch wiederholte Anwendung, reflektierte Erfahrung und zunehmende Routine im Um-
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gang mit komplexen Situationen. Lange Praxiseinsätze, in denen Wissen, Fertigkeiten und professi-

onelle Haltung integriert und gefestigt werden können, sind Kurzpraktika vorzuziehen, welche zwar 

Einblicke ermöglichen, aber nicht den zeitlichen Rahmen bieten, um nachhaltige Handlungskompe-

tenz aufzubauen. Professionelle Sicherheit entwickelt sich insbesondere durch Kontinuität, Bezie-

hungsgestaltung und das wiederholte Durchlaufen vergleichbarer Situationen unter fachlicher Anlei-

tung. Dies erfordert Zeit, strukturierte Begleitung und die Möglichkeit, Verantwortung schrittweise 

zu übernehmen. Hospitationen oder Kurzpraktika sind keine sinnvolle Alternative und sollten den 

Ausnahme- und nicht den Regelfall darstellen. 

 

Der gesamte Ausbildungsbedarf kann zudem nicht isoliert betrachtet werden, die Hauptaufgabe der 

Abteilungen bleibt die Versorgungsleistung, die für die Bevölkerung zu erbringen ist. Vor dem Hin-

tergrund des geplanten Psychiatrieausbaus in Wien im Rahmen des RSG 2030 ist beispielsweise der 

systematische Aufbau qualifizierten Fachpersonals erforderlich. Die Umstellung auf eine generalisti-

sche Ausbildung hat die Folge, dass der fachliche Einschulungs- und Onboarding-Bedarf bei neu 

eintretenden Mitarbeiter*innen ohne psychiatrische Vorerfahrung deutlich gestiegen ist. Im Zuge 

des weiteren Ausbaus in den kommenden Jahren ist mit erheblichem zusätzlichem Schulungsauf-

wand zu rechnen. Eine gleichzeitige Ausweitung verpflichtender Praktika würde den organisatori-

schen und personellen Mehraufwand in den psychiatrischen Abteilungen erheblich erhöhen. Eine 

Entschärfung dieser Situation ist auch nicht zu erwarten, wenn alle Studierenden ein kurzes Prakti-

kum im psychiatrischen Setting haben und längere, intensive Praxislernphasen aus Kapazitätsgrün-

den nicht mehr möglich sind. 

 

Als praktikable Alternative erscheint zumindest die Einführung einer angemessenen Übergangsfrist 

für die verpflichtende Umsetzung der Praktika notwendig, um Kapazitäten aufzubauen und qualita-

tive Standards nachhaltig sicherzustellen. Ob dadurch ausreichend Praktikumskapazitäten für Prak-

tika mit einem Stundenausmaß, welches einen echten Kompetenzerwerb erlaubt, verfügbar sein 

werden, erscheint trotzdem fraglich. 

 

Sollten europarechtliche Vorgaben zur generalistischen Ausbildung ausschließlich durch die ver-

pflichtende Absolvierung eines psychiatrischen Praktikums erfüllt werden, hätte das unmittelbare 

Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit, da in diesem Fall die Ausbildungsplätze reduziert wer-

den müssten. Die aktuelle Zahl an Ausbildungsplätzen in Wien kann unter diesen Voraussetzungen 

nicht aufrechterhalten werden. 

 

In der gegenständlichen EU-Richtlinie werden im Anhang unter Punkt 1. B (klinisch-praktische Aus-

bildung) zudem weitere Bereiche genannt, die im vorliegenden Entwurf nicht explizit vorgesehen 

sind (z. B. personenzentrierter Ansatz, Wochen- und Säuglingspflege). Wenn der europäische Rah-

men tatsächlich so eng auszulegen ist, bedarf es entweder einer Anpassung auf EU-Ebene oder einer 

Verlagerung bestimmter Praktika in den postgradualen Bereich. Für einen Wechsel in andere EU-

Länder könnte in diesem Fall ein entsprechender Praktikumsnachweis Voraussetzung sein und ein 

Praktikum postgradual absolviert werden bzw. auch unter Anrechnung von Berufserfahrung im Spe-

zialbereich erfolgen. 

 

Unter den dargestellten Rahmenbedingungen erscheint die Bestimmung des § 3 Abs. 4 Z 6, wonach 

eine ausreichende Zahl geeigneter Praktikumsstellen sicherzustellen ist, aufgrund der gegebenen 

begrenzten Kapazitäten im Versorgungs- und Ausbildungsbereich nicht umsetzbar. 
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Ein vergleichbares Bild ergibt sich für den Bereich der Kinder- und Jugendlichenpflege einschließlich 

perinataler Betreuung. 

 

Vorgeschlagene alternative Formulierung zu Anlage 4: 

 

Anstelle der derzeitigen Fassung der Anlage 4: 

 

„Für die Vermittlung der erforderlichen Handlungskompetenz sind Pflicht- bzw. Wahlpraktika 

durchzuführen. Dabei sind jedenfalls die Fachbereiche operativ und konservativ, Kinder- und Ju-

gendlichenpflege einschließlich perinataler Betreuung sowie psychiatrische Gesundheits- und Kran-

kenpflege vorzusehen“ 

 

wird daher folgende offenere Formulierung vorgeschlagen: 

 

„Für die Vermittlung der erforderlichen Handlungskompetenz sind Pflicht- bzw. Wahlpraktika 

durchzuführen. Dabei sind jedenfalls mindestens drei Fachbereiche vorzusehen.“ 

 

Eine solche Regelung würde den Gestaltungsspielraum der Ausbildungseinrichtungen erweitern und 

zugleich den realen Möglichkeiten im klinischen und im extramuralen Bereich Rechnung tragen. 

 

Angesichts des bereits jetzt eingeschränkten Angebots an Praktikumsplätzen wird zudem empfoh-

len, von der Formulierung Abstand zu nehmen, wonach Studierenden ein frei wählbares Praktikum 

„nach Maßgabe der Verfügbarkeit“ zu ermöglichen ist. Eine solche Bestimmung weckt Erwartungen, 

die angesichts der hohen Zahl an Studierenden faktisch nicht erfüllbar sind, und könnte als impliziter 

Rechtsanspruch interpretiert werden. In der Praxis erfolgt eine Vergabe freier Wahlmöglichkeiten 

ohnehin im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten; eine gesetzliche Verpflichtung ist dafür nicht 

erforderlich. 

 

Es wird daher angeregt, den letzten Satz in der Anlage 4 „Den Studierenden ist ein frei wählbares 

Praktikum nach Maßgabe der Verfügbarkeit zu ermöglichen.“ gänzlich zu streichen.“ 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Birgit Eisler 

Senatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. alle Ämter der Landesregierungen 

2. Verbindungsstelle der Bundesländer 

3. MA 40 (zur Zl. MA 40-GR-217493-2026) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

4. MA 53 
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zur Veröffentlichung auf der  

Stadt Wien-Website 

 

##signaturplatzhalter## 
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